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92. Verordnung: Änderung der 1. Sporttoto-Verordnung
93. Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend Durchführung der Arbeitslosenversiche-

rung in den Gemeinden Jungholz und Mittelberg
94. Kundmachung: Geltungsbereich des Welturheberrechtsabkommens und seiner Zusatzprotokolle

Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3
9 5 . Beschluß der Vertragsparteien des GATT betreffend die Beibehaltung des Art. XX lit. (j)

92. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 20. Jänner 1971, mit der die

1. Sporttoto-Verordnung geändert wird
Auf Grund der §§ 2 Abs. 2 und 5 Abs. 3 des

Sporttoto-Gesetzes, BGBl. Nr. 55/1949, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 52/1963,
70/1966 und 3/1970 wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Unterricht und Kunst
mit Zustimmung des Hauptausschusses des Na-
tionalrates verordnet:

Die 1. Sporttoto-Verordnung, BGBl. Nr. 145/
1949, wird wie folgt geändert:

1. Der Kurztitel erhält folgende Fassung:
„(Sporttoto-Verordnung)".

2. Im § 1 werden die Bezeichnungen „Dienst-
stelle für Staatslotterien" durch die Bezeichnung
„Österreichische Glücksspielmonopolverwaltung"
und die Wendung „des Österreichischen Postspar-
kassenamtes" durch die Worte „der Österreichi-
schen Postsparkasse" ersetzt.

3. Im § 2 wird die Bezeichnung „Dienststelle
für Staatslotterien" durch die Bezeichnung
„Österreichische Glücksspielmonopolverwaltung"
ersetzt.

4. Im § 3 Abs. 1 werden die Worte „der Bun-
desministerien für Finanzen, für Unterricht und
für soziale Verwaltung" durch die Worte „des
Bundesministeriums für Finanzen, des Bundes-
ministeriums für Unterricht und Kunst und der
Österreichischen Bundes-Sportorganisation" so-
wie das Wort „Sportbeirat" durch das Wort
„Sporttotobeirat" ersetzt.

5. Im § 3 Abs. 5 wird die Wendung „ , lit. a
bis d," gestrichen.

6. Im § 5 werden die Worte „nach Abzug des
auf den Bund gemäß § 3 Abs. 1 des Sporttoto-
Gesetzes entfallenden Anteiles" durch die Worte
„zu fünf Sechstel" und in der lit. f die Worte
„durch den Sporttotobeirat" durch die Worte

„durch die Österreichische Bundes-Sportorgani-
sation" ersetzt.

7. Der Wortlaut des § 5 erhält die Absatz-
bezeichnung „(1)"; diesem wird folgender Abs. 2
angefügt:

„(2) Ein Sechstel des Reinertrages ist schwer-
punktmäßig im Sinne des Bundes-Sportförde-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 2/1970, mit Zweckbin-
dung zur Hälfte für die Errichtung und Erhal-
tung von Sportstätten und zur anderen Hälfte
für den Leistungs- und Spitzensport bis Ende
Juli des folgenden Jahres zu vergelben."

Androsch

9 3 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 23. Feber 1971,
mit der die Verordnung betreffend Durch-
führung der Arbeitslosenversicherung in den
Gemeinden Jungholz und Mittelberg ge-

ändert wird

Auf Grund des § 66 des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 199, wird ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung vom 21. November 1966,
BGBl. Nr. 267, betreffend Durchführung der
Arbeitslosenversicherung in den Gemeinden
Jungholz und Mittelberg in der Fassung der
Verordnung BGBL Nr. 95/1968 wird wie folgt
geändert:

§ 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 1. (1) Das Arbeitslosengeld nach den Be-
stimmungen des Arbeitslosenversicherungs-
gesetzes 1958, BGBl. Nr. 199, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 3/1971 beträgt
wöchentlich:

4 61



672 31. Stück — Ausgegeben am 23. März 1971 — Nr. 93

Arbeitslosen, die ohne Berücksichtigung von
Sonderzahlungen gemäß § 21 Abs. 1 des Ar-
beitslosenversicherungsgesetzes 1958 in die,

48. Lohnklasse fallen würden, gebührt, sofern
sie eine Sonderzahlung bezogen haben, der um
DM 1•30 erhöhte Grundbetrag der Lohn-
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klasse 49; bei Arbeitslosen, die ohne Berück-
sichtigung von Sonderzahlungen in die
49. Lohnklasse fallen, ist, sofern eine Sonder-
zahlung bezogen wurde, der Grundbetrag dieser
Lohnklasse um DM 2•60 zu erhöhen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit Beginn der ihrer
Kundmachung folgenden Kalenderwoche in
Kraft.

Häuser

9 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 5. März 1971 betreffend den Geltungs-
bereich des Welturheberrechtsabkommens
vom 6. September 1952 und seiner Zusatz-

protokolle Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3

Vom Generaldirektor der UNESCO sind fol-
gende Mitteilungen betreffend den Geltungsbe-
reich des Welturheberrechtsabkommens und
seiner Zusatzprotokolle Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3
(BGBl. Nr. 108/1957, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 140/
1970) eingelangt:

Ungarn hat am 23. Oktober 1970 seine Bei-
trittsurkunde zum Welturheberrechtsabkommen
und dessen Zusatzprotokoll Nr. 2 hinterlegt.

Mauritius hat am 20. August 1970 erklärt, sich
an dieses Abkommen samt seinen Zusatzproto-
kollen Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3 gebunden zu
erachten, dessen Anwendung bereits vor Erlan-
gung der Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses
Staates ausgedehnt worden war.

Kreisky

95.
Nachdem der Beschluß der Vertragsparteien des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens

(GATT) vom 20. Februar 1970 betreffend die Beibehaltung des Artikels XX lit. (j) des Allgemeinen
Abkommens, welcher also lautet:

(Übersetzung)

Die VERTRAGSPARTEIEN haben anläßlich
ihrer 26. Tagung vom 16. bis 28. Februar 1970
eine Empfehlung des GATT-Rates (Dok. L/3350)
angenommen, derzufolge Artikel XX lit. (j)
ohne die Bestimmung hinsichtlich seiner weiteren
Überprüfung beizubehalten wäre.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Beschluß für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 29. Jänner 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Weihs

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Der vorliegende Beschluß ist am 20. Feber 1970 in Kraft getreten.
Kreisky
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